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Sächsisches Oberbergamt
Postfach 13 64 | 09583 Freiberg

LMBV
Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbauverwal-
tungsgesellschaft mbH
Abteilung KC 2 / Herr
Knappenstraße 1
01968 Senftenberg

Zuwendungsbescheide des Freistaates Sachsen nach dem Verwal-
tungsabkommen VI Braunkohlesanierung (VA VI Braunkohlesanierung)
Haushaltsjahre 2018-2022

Vollzug der Förderung für Projekte nach § 4 Braunkohlesanierung

Anlagen: 1) Übersicht neu bewilligter Projekte
2) Allg. Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt-
    förderung (ANBest-P) vom 27. Juni 2005 in der gültigen

Fassung
3) Rechtsbehelfsverzichtserklärung

Der Freistaat Sachsen, vertreten durch das Sächsische Oberbergamt, er-
lässt folgenden 

Teilwiderruf- und Zuwendungsbescheid Nr. 104

1. Das Sächsische Oberbergamt widerruft ganz bzw. teilweise

1.1. den Teilwiderruf- und Zuwendungsbescheid vom 24. August
2018, soweit es zum Teilobjekt 394.090 „Schiffsanleger Nord-
ostufer Spreetaler See“ für das Jahr 2020 die den Betrag in 
Höhe von 45.446,10 € übersteigende Zuwendung in Höhe von 
565.252,29 € bewilligt hat,

1.2. den Zuwendungsbescheid vom 18. April 2018, soweit es zum 
Teilobjekt 394.106 „Medientechnische Sanierung Energiefab-
rik Knappenrode“ für das Jahr 2019 die den Betrag in Höhe 
von 137.816,14 € übersteigende Zuwendung in Höhe von 
683.343,80 € bewilligt hat,

1.3. den Teilwiderruf- und Zuwendungsbescheid vom 26. März 
2019, soweit es zum Teilobjekt 396.218 „Wasserwanderrast-
platz inkl. Servicegebäude am Geierswalder See“ für das Jahr 
2019 die den Betrag in Höhe von 141.600,90 € übersteigende 
Zuwendung in Höhe von 573.913,97 € bewilligt hat,
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1.4. den Teilwiderruf- und Zuwendungsbescheid vom 19. Dezember 2018,
sowie vom 1. Juni 2018, soweit es zum Teilobjekt 397.095 „Landmarken 
und Sichtschneisen im Lausitzer Seenland (Sachsen)“ für das Jahr 2019 
die den Betrag in Höhe von 502.531,41 € übersteigende Zuwendung in 
Höhe von 372.995,68 € bewilligt hat,

1.5. den Teilwiderruf- und Zuwendungsbescheid vom 26. März 2019, soweit 
es zum Teilobjekt 494.074 „Strandbereich am Störmthaler See östlich 
Grunaer Bucht“ für das Jahr 2019 die den Betrag in Höhe von 0,00 € 
übersteigende Zuwendung in Höhe von 10.406,55 €, sowie für das Jahr 
2020 die den Betrag in Höhe von 0,00 € übersteigende Zuwendung in 
Höhe von 43.873,52 €  bewilligt hat. 

2. Das Sächsische Oberbergamt bewilligt der LMBV mbH für die Jahre 2019 bis
2021

2.1. für das mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebene Teilobjekt

494.074 „Strandbereich am Störmthaler See östlich Grunaer Bucht“

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung im Wege der Anteilsfinan-
zierung zu 75 Prozent der Ausgaben,

2.2. für die mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und 
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebenen Teilobjekte

394.092 „Freiraumkonzept Energiefabrik Knappenrode“ (Teilprojekt-
trägerschaft)
394.106 „Medientechnische Sanierung Energiefabrik Knappenrode“
(Teilprojektträgerschaft)
394.107 „Parkplatzerschließung am Haltepunkt Silbersee“ (Teilpro-
jektträgerschaft)
394.117 „Landmarke Blunodamm und Sichtschneisen der Gemeinde
Elsterheide“
394.118 „Landmarke Westufer Scheibe-See der Stadt Hoyerswerda“
394.121 „Sichtschneise der Gemeinde Lohsa“
394.126 „Radwegverbindung Burgneudorf – Spreetaler See - Mach-
barkeitsstudie“ (Teilprojektträgerschaft)
396.020 „Innere Steganlagen im Hafen am Partwitzer See“ (Teilpro-
jektträgerschaft)
396.022 „Erweiterung Wasserwanderrastplatz Geierswalder See – 2.
Ausbaustufe“
396.218 „Wasserwanderrastplatz Geierswalder See inkl. Servicege-
bäude – 1. Ausbaustufe“
397.095 „Landmarken und Sichtschneisen im Lausitzer Seenland
(Sachsen)“
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494.089 „Verbreiterter Wegebau am Nordostufer des Zwenkauer
Sees“
494.106 „Straßenverbindung K7930 Kahnsdorf und B176 Neukieritz-
sch“
494.108 „Seebühne Zwenkau“
494.109 „Anleger für Fahrgastschiff Großdeubener Weg (Zwenkauer
See)“
494.110 „Radweganbau an Wegeabschnitt 17.2 (Zwenkauer See)“
494.125 „Verbreiterter Ausbau des Weges 3 am Nordufer des Zwen-
kauer Sees“

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung im Wege der Anteilsfinan-
zierung zu 85 Prozent der Ausgaben,

2.3. für die mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und 
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebenen Teilobjekte

394.080 „Äußere Erschließung Nordoststrand und Deutsch-Ossig“
394.110 „Anpassung Schwimmsteganlagen Bärwalder See an Wind-
und Wellengutachten“ (Teilprojektträgerschaft)
497.036 „Ausbau der Bootsanlegerstraße in Sausedlitz und Strand
Löbnitz“
497.039 „Anbindung und Gestaltung Strand Zwochau“
497.071 „Strand Hayna am Südufer des Schladitzer Sees“
497.074 „Erschließung Störmthaler See östlich Grunaer Bucht mit
Strand, Parkplatz und für Campingplatz“

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung im Wege der Anteilsfinan-
zierung zu 90 Prozent der Ausgaben,

2.4. für die mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und 
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebenen Teilobjekte

341.005 „Schiffbare Verbindung Restsee Spreetal / Bluno-Skadoer
See – ÜL 6“
493.100 „Projektsteuerung Westsachsen - § 4“

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung zu 100 Prozent der Ausga-
ben,

2.5. für die mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und 
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebenen Teilobjekte

394.127 „Ausrüstung zur Seenotrettung / Absicherung Badebetrieb
Lausitzer Seenland (Sachsen)“



Seite 4 von 12

396.019 „Überwachungs- und Serviceeinrichtung Badestrand Gei-
erswalder See“ (Teilprojektträgerschaft)

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung im Wege der Vollfinanzie-
rung der Ausgaben bis 100 T€ (Festbetrag) und im Wege der Anteilsfi-
nanzierung zu 85 Prozent der den Betrag von 100 T€ übersteigenden 
Ausgaben.

2.6. für das mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebene Teilobjekt

396.217 „Schiffsanleger Partwitzer See“

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung im Wege der Vollfinanzie-
rung der Ausgaben bis 300 T€ (Festbetrag) und im Wege der Anteilsfi-
nanzierung zu 85 Prozent der den Betrag von 300 T€ übersteigenden 
Ausgaben.

2.7. für das mit der Finanzierung in Anlage 1 - Nr. 104 zum Teilwiderruf – und
Zuwendungsbescheid Nr. 104 beschriebene Teilobjekt

394.090 „Schiffsanlegestelle Nordostufer Spreetaler See“

eine nicht rückzahlbare Zuwendung im Umfang bis zu den dort genann-
ten Erstattungsbeträgen als Projektförderung im Wege der Vollfinanzie-
rung der Ausgaben bis 300 T€ (Festbetrag) und im Wege der Anteilsfi-
nanzierung zu 85 Prozent der den Betrag von 300 T€ übersteigenden 
Ausgaben.

Die Bewilligungen der Ziff. 2.1. bis 2.7 enthalten die Nachbewilligungen der 
Teilobjekte 394.110, 396.217 und 494.106. Aufgrund nicht ausreichender Ver-
pflichtungsermächtigungen konnten diese Zuwendungen in den Zuwendungs-
bescheiden vom 24. August 2018, 26. März 2019 und 19. Dezember 2018 je-
weils nur in Aussicht gestellt werden.

Die bewilligte Gesamtzuwendung nach den Ziffern 2.1. bis 2.7. beträgt unter An-
rechnung der Teilwiderrufe nach Nr. 1.1. bis Nr. 1.5. für 2019 bis zu 115.493,02
€ (in Worten: einhundertfünfzehntausendvierhundertdreiundneunzig Euro), für 
2020 bis zu 6.230.116,09 € (in Worten: sechsmillionenzweihundertdreißigtau-
sendeinhundertsechzehn Euro), sowie für 2021 bis zu 607.429,46 € (in Worten: 
sechshundertsiebentausendvierhundertneunundzwanzig Euro). 

3. Die Bewilligung der Zuwendung gilt nach Maßgabe folgender Nebenbestim- 
            mungen:

3.1. Die beigefügten ANBest-P (Anlage 2) sind Bestandteil des Bescheides. 
Abweichend hierzu gilt Folgendes:
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3.1.1. Anstatt Nummer 1.2 Satz 3 der ANBest-P gilt Abs. 2 der Pro-
jektträgervereinbarung in der geltenden Fassung.

3.1.2. Leistungen, deren Realisierung erst für das Folgejahr bewilligt 
ist, können in das laufende Jahr vorgezogen werden, sofern 
ausreichend Deckungsmittel zur Verfügung stehen. Es gilt 
grundsätzlich das Antragsverfahren der Braunkohlesanierung in 
der geltenden Fassung.

3.1.3. Die Nummer 8.4 der ANBest-P ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass Erstattungsansprüche erst ab dem Zeitpunkt der 
Feststellung durch den Steuerungs- und Budgetausschuss für 
die Braunkohlesanierung – StuBA (Zeitpunkt der Unwirksamkeit 
im Sinne des § 49 a Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG – in 
der jeweils geltenden Fassung) zu verzinsen sind. Etwas ande-
res gilt nur, sofern sie nachweisbar auf einer nicht sachgemä-
ßen Mittelanforderung beruhen. In diesen Fällen richten sich die 
Erstattungsansprüche nach Punkt 8.5 der ANBest-P. Die Ver-
zinsung dieser Ansprüche erfolgt jährlich mit 5 vom Hundert 
über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB. Unberührt bleibt die 
Erstattungspflicht bei Habenzinsen, soweit sie zuwendungsmin-
dernd in der Mittelanforderung berücksichtigt wurden.

3.1.4. Die Zwischen- und Verwendungsnachweise sind nach Maßga-
be des Antragsverfahrens Braunkohlesanierung des StuBA vor-
zulegen.

3.2. Mit Beihilfeprüfung vom 24. November 2016 stellte das Sächsische 
Oberbergamt fest, dass die Zuwendungen zum Teilobjekt 394.090 als 
Beihilfen nach Art. 107 Abs. 1 AEUV einzuordnen sind. Die Einzelbeihil-
fen sind mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Art. 108 Abs. 3 AEUV befreit. Das Sächsische Oberbergamt leitet 
die erforderliche Freistellungsanzeige nach Art. 11 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine Gruppen-
freistellungsverordnung – AGVO) ein. Bereits mit Teilwiderruf- und Zu-
wendungsbescheid vom 11. November 2015 (nur Planungskosten), 24. 
November 2016, 31. August 2017, 27. März 2018, sowie 24. August 
2018 war die Zuwendung zu dem Teilobjekt 394.090 als Beihilfe nach 
Art. 107 Abs. 1 AEUV einzuordnen. Die nunmehr anmeldepflichtige Bei-
hilfe setzt sich aus den kumulierten maßnahmebezogenen Istkosten zum 
31. Dezember 2018 in Höhe von 105.126,18 € (Gesamtkosten brutto
inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers), den für das Jahr 2019 bewilligten
Gesamtkosten brutto inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers in Höhe von
100.184,91 €, den für das Jahr 2020 bewilligten Gesamtkosten brutto
inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers in Höhe von 45.446,10 € und den
für das Jahr 2021 bewilligten Gesamtkosten brutto inkl. Eigenanteil des
Vorhabenträgers in Höhe von 705.932,99 € zusammen. Die insgesamt
anmeldepflichtige Beihilfe beträgt demnach 956.690,18 €.
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Mit Beihilfeprüfung vom 3. Mai 2019 stellte das Sächsische Oberbergamt 
fest, dass die Zuwendungen zum Teilobjekt 396.017 / 396.217 als Beihil-
fen nach Art. 107 Abs. 1 AEUV einzuordnen sind. Die Einzelbeihilfen 
sind mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach 
Art. 108 Abs. 3 AEUV befreit. Das Sächsische Oberbergamt leitet die er-
forderliche Freistellungsanzeige nach Art. 11 der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine Gruppenfrei-
stellungsverordnung – AGVO) ein. Bereits mit Teilwiderruf- und Zuwen-
dungsbescheid vom 30. Juli 2015, 24. November 2016, 27. März 2018, 
16. Januar 2019 (bis hier nur Planungskosten) und 26. März 2019 war
die Zuwendung zu dem Teilobjekt 396.017/ 396.217 als Beihilfe nach 
Art. 107 Abs. 1 AEUV einzuordnen. Die nunmehr anmeldepflichtige Bei-
hilfe setzt sich aus den kumulierten maßnahmebezogenen Istkosten zum 
31. Dezember 2018 in Höhe von  178.355,08 € (Gesamtkosten brutto 
inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers), den für das Jahr 2019 bewilligten 
Gesamtkosten brutto inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers in Höhe von 
563.411,45 € und den für das Jahr 2020 bewilligten Gesamtkosten brutto 
inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers in Höhe von 1.772.569,26 € zu-
sammen. Die insgesamt anmeldepflichtige Beihilfe beträgt demnach 
2.514.335,79 €.

Mit Beihilfeprüfung vom 27. März 2018 stellte das Sächsische Ober-
bergamt fest, dass die Zuwendungen zum Teilobjekt 396.218 als Beihil-
fen nach Art. 107 Abs. 1 AEUV einzuordnen sind. Die Einzelbeihilfen 
sind mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach 
Art. 108 Abs. 3 AEUV befreit. Das Sächsische Oberbergamt leitet die er-
forderliche Freistellungsanzeige nach Art. 11 der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine Gruppenfrei-
stellungsverordnung – AGVO) ein. Bereits mit Teilwiderruf- und Zuwen-
dungsbescheid vom 27. März 2018 sowie 26. März 2019 war die Zu-
wendung zu dem Teilobjekt 396.218 als Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 
AEUV einzuordnen. Die nunmehr anmeldepflichtige Beihilfe setzt sich 
aus den kumulierten maßnahmebezogenen Istkosten zum 31. Dezember 
2018 in Höhe von 0,00 € (Gesamtkosten brutto inkl. Eigenanteil des 
Vorhabenträgers), den für das Jahr 2019 bewilligten Gesamtkosten brut-
to inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers in Höhe von 332.475,29 € und
den für das Jahr 2020 bewilligten Gesamtkosten brutto inkl. Eigenanteil 
des Vorhabenträgers in Höhe von 1.994.802,95 € zusammen. Die insge-
samt anmeldepflichtige Beihilfe beträgt demnach 2.327.278,24 €.

Mit Beihilfeprüfung vom 24. November 2016 stellte das Sächsische 
Oberbergamt fest, dass die Zuwendungen zum Teilobjekt 494.071/ 
497.071 als Beihilfen nach Art. 107 Abs. 1 AEUV einzuordnen sind. Die 
Einzelbeihilfen sind mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmel-
depflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV befreit. Das Sächsische Oberberg-
amt leitet die erforderliche Freistellungsanzeige nach Art. 11 der Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine 
Gruppenfreistellungsverordnung – AGVO) ein. Bereits mit Teilwiderruf- 
und Zuwendungsbescheid vom 18. Dezember 2008, 9. April 2009, 30. 
Dezember 2010, 20. Dezember 2011, 8. März 2012, 19. Dezember 
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2014, 29. Februar 2016 (bis hier nur Planungskosten), 24. November,16. 
Januar 2016, sowie 19. Dezember 2018 war die Zuwendung zu dem Tei-
lobjekt 494.071/ 497.071 als Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV einzu-
ordnen. Die nunmehr anmeldepflichtige Beihilfe setzt sich aus den ku-
mulierten maßnahmebezogenen Istkosten zum 31. Dezember 2018 in 
Höhe von  1.831.808,23 € (Gesamtkosten brutto inkl. Eigenanteil des 
Vorhabenträgers) und den für das Jahr 2019 bewilligten Gesamtkosten 
brutto inkl. Eigenanteil des Vorhabenträgers in Höhe von 1.603.423,85 €
zusammen. Die insgesamt anmeldepflichtige Beihilfe beträgt demnach 
3.435.232,08 €.

3.3. Die Zuwendung wird aus Steuermitteln auf der Grundlage des von den 
Abgeordneten des Sächsischen Landtags beschlossenen Haushalts zur 
Verfügung gestellt.

Für alle Objekte, bei denen der Finanzierungsanteil des Freistaates 
Sachsen mindestens 25.000,00 € beträgt und zu denen die LMBV mbH 
bzw. die von ihr beauftragten Unternehmen noch keine Baustellenein-
richtung vorgenommen haben, gilt ab sofort folgende Festlegung:

Auf der Bautafel ist auf den Finanzierungsanteil Sachsen wie folgt hin-
zuweisen: „Diese Baumaßnahme wird (mit-)finanziert durch Steuermittel 
auf der Grundlage des vom Sächsischen Landtag beschlossenen Haus-
halts.“ Der Text ist hervorzuheben und angemessen auf dem Bauschild 
zu vermerken. Neben dem Text ist das Landessignet des Freistaates 
Sachsen zu platzieren. Für die Gestaltung des Landessignets ist die 
Wappenverordnung vom 4. März 2005 (SächsGVBl. S. 40), in der je-
weils geltenden Fassung zu beachten.

3.4. Für Teilobjekte, bei denen der Finanzierungsanteil des Freistaates 
Sachsen mindestens 25.000,00 € beträgt und zu denen noch keine voll-
ständige Übergabe an den Folgenutzungsträger vorliegt, gilt ab sofort 
folgende Festlegung:

3.4.1. Die LMBV weist nach Abschluss der Baumaßnahme auf einer 
permanenten Erläuterungstafel (Mindestgröße DIN A3) unter 
Benennung des Projektes an sichtbarer Stelle wie folgt auf die 
Finanzierung hin: „Diese Baumaßnahme wurde (mit-)finanziert 
durch Steuermittel des vom Sächsischen Landtag beschlosse-
nen Haushalts.“ Neben dem Text ist das Landessignet des 
Freistaates Sachsen zu platzieren. Für die Gestaltung des Lan-
dessignets ist die Wappenverordnung vom 4. März 2005 
(SächsGVBl. S. 40), in der jeweils geltenden Fassung zu be-
achten.

3.4.2. Die permanente Erläuterungstafel ist mindestens für die Dauer 
der projektkonkreten Zweckbindungsfrist zu entrichten. Die 
LMBV mbH gibt die Verpflichtung zur permanenten Aufstellung/ 
ggf. Neuerrichtung über die Finanzierungs- und Übernahmever-
einbarung an den jeweiligen Folgenutzungsträger weiter.
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3.4.3. Die Fertigung der Erläuterungstafel einschließlich einer Ersatz-
tafel gehört zu den zuwendungsfähigen Projektausgaben. Die 
Ersatztafel übergibt die LMBV mbH dem Vorhabenträger bei der 
Übergabe der zu errichtenden Anlagen.

3.4.4. Von der Anbringung einer permanenten Erläuterungstafel sind 
Straßeninfrastrukturmaßnahmen befreit. Dazu zählen alle Maß-
nahmen, deren Zuwendungszweck ausschließlich oder über-
wiegend auf Straßen  gemäß § 1 des Bundesfernstraßengeset-
zes oder § 3 Abs. 1 Sächsisches Straßengesetz gerichtet ist.

3.5. Für Rechtsgeschäfte mit der Zuwendung werterhöhter Grundstücke oder 
beschaffter Gegenstände gilt ab Abnahme durch den Vorhabenträger 
eine Zweckbindung entsprechend der festgesetzten Zweckbindungsfrist. 
Ausnahmen davon sind von der Genehmigung des Freistaates Sachsen 
abhängig. Die LMBV mbH setzt gegenüber den Vorhabenträgern die 
Regelungen nach den Sätzen 1 und 2 bei den bewilligten und bei den 
zur Bewilligung anstehenden Realisierungsmaßnahmen über die Finan-
zierungs- und Übernahmevereinbarung bzw. über die Übernahmever-
einbarungen durch.

3.6. Die LMBV mbH zeigt dem Sächsischen Oberbergamt unverzüglich und 
unaufgefordert alle Änderungen subventionserheblicher Tatsachen an.

3.7. Das Sächsische Oberbergamt als Bewilligungsbehörde, das Sächsische 
Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (SMWA), die Bund-
Länder-Geschäftsstelle für Braunkohlesanierung (Geschäftsstelle) und 
der Sächsische Landesrechnungshof sowie von ihnen beauftragte Dritte 
sind berechtigt, die Projekte vor Ort zu prüfen. Des Weiteren behält sich 
das Sächsische Oberbergamt eine nachträgliche Aufnahme, Änderung 
oder Ergänzung von Auflagen vor.

3.8. Auf Grundlage der Bestätigungen des Regionalen Sanierungsbeirats 
Ostsachsen vom 7. Mai 2019 legt das Sächsische Oberbergamt folgen-
de Nebenbestimmungen fest:

3.8.1. Für Teilobjekt 394.092 ist in einer der folgenden RSB-Sitzungen 
das aktuelle Nutzungskonzept des Betreibers der Energiefabrik 
Knappenrode vorzustellen und dessen Wirtschaftlichkeit nach-
zuweisen. Dabei ist sowohl auf die beiden GRW-geförderten als 
auch auf die beiden § 4-geförderten Teilbereiche des Gesamt-
vorhabens einzugehen.

3.8.2. Die Genehmigung der Leistungsphasen 4 bis 9 nach HOAI des 
Teilobjektes 394.106 erfolgt unter Vorbehalt, dass nach Ab-
schluss der Leistungsphase 3, LMBV mbH, Landkreis Bautzen, 
Sächsisches Oberbergamt und Bund-Länder-Geschäftsstelle  
für Braunkohlesanierung in einer gemeinsamen Beratung das 
weitere Vorgehen abstimmen.
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Die Finanzierungsart wird von ‚umsatzsteuerfrei‘ in ‚umsatz-
steuerpflichtig‘ geändert.

3.8.3. Die Finanzierungsart für Teilobjekt 394.107 wird von ‚umsatz-
steuerfrei‘ in ‚umsatzsteuerpflichtig‘ geändert.

3.8.4. Bis zur Sicherstellung der Mitfinanzierung der Eigenanteile der 
Gemeinde Boxberg und der Gemeinde Spreetal für die weiteren 
Planungsleistungen der Leistungsphasen 4 bis 7 nach HOAI der 
Teilobjekte 394.120 und 394.122, sind beide Teilobjekte von der 
Bewilligung zurückgestellt.

3.8.5. Für die Teilobjekte 394.126 und 396.022 wurde ein Antrag auf 
vorzeitigen Maßnahmebeginn gestellt und durch das Sächsi-
sche Oberbergamt genehmigt. 

3.8.6. Die Bewilligung der Leistungsphasen 4 bis 7 nach HOAI für das 
Teilobjekt 396.022 erfolgt unter dem Vorbehalt der Abstimmung 
der sich nach Abschluss der Leistungsphase 3 nach HOAI ab-
zeichnenden Kostenansätze und Leistungsumfänge zwischen 
Sächsischem Oberbergamt, Bund-Länder-Geschäftsstelle für 
Braunkohlesanierung und LMBV mbH.
Aufgrund der Schnittstelle des Teilobjektes 396.022 mit § 2 
Braunkohlesanierung in Bezug auf die anfallenden Steinschüt-
tungen hat eine Verrechnung zu § 4 Braunkohlesanierung zu 
erfolgen.

3.8.7. Die Bewilligung zum Teilobjekt 396.218 erfolgt unter der Maß-
gabe nochmaliger Abstimmung zwischen geplanter Ausführung 
des Multifunktionsgebäudes in zweistöckiger Bauweise mit dem 
gültigen B-Plan.

3.8.8. Die Bewilligung der beantragten Leistungsphasen nach HOAI 
für die Teilobjekte 394.117 und 394.118 erfolgen unter dem 
Vorbehalt der Abstimmung der sich nach Abschluss der Leis-
tungsphase 3 nach HOAI abzeichnenden Kostenansätze und 
Leistungsumfänge zwischen Sächsischem Oberbergamt, Bund-
Länder-Geschäftsstelle für Braunkohlesanierung und LMBV 
mbH.

Gründe

I. Die LMBV mbH macht mit Erstantrag vom 1. Juni 2018, 24. August
2018, 21. November 2019, 7., 8., 11., 12. und 25. März 2019, sowie Än-
derungsantrag zu den Finanzierungsanträgen vom 15. Februar 2019, 1.,
11., 12., 13., 14., 25., 26., 29. März 2019, für die in Ziff. 2 näher be-
zeichneten Teilobjekte Zuwendungen geltend. Die beantragten Zuwen-
dungen beziehen sich für die Teilobjekte 394.080, 394.107, 394.126,
394.127, 396.019, 396.020, 493.100, 494.089, 497.036, 497.039 und
497.071 auf das Jahr 2019, für die Teilobjekte 341.005, 394.092,
394.117, 394.121, 396.022, 494.108, 494.109, 494.110, 494.125 und
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497.074 auf die Jahre 2019 – 2020, für die Teilobjekte 394.106, 
394.110, 394.118, 396.217, 396.218 und 494.106 auf das Jahr 2020,
sowie für das Teilobjekt 394.090 auf die Jahre 2019 und 2021. 

Die Geschäftsstelle bestätigte mit den Prüfvermerken vom 1. Juni 2018, 
24. August 2018, 21. November 2018, 28. März 2019, 4., 8., 10., 12.,
15., 16. und 18. April 2019 die wirtschaftliche und technologische Plau-
sibilität der Anträge und empfahl den Regionalen Sanierungsbeiräten
Ostsachsen und Westsachsen die Genehmigung. Die stimmberechtigten
Mitglieder in den Regionalen Sanierungsbeiräten genehmigten die An-
träge in den Sitzungen vom 31. Juli 2018, 26. Oktober 2018, 5. Februar
2019, sowie 2. und 7. Mai 2019.

II. Das Sächsische Oberbergamt widerruft ganz bzw. in Teilen die Zuwen-
dung zu den unter Ziff. 1 bezeichneten Teilobjekten auf Grundlage des
§ 1 Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungs-
zustellrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung
mit § 49 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). Da-
nach kann ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder
laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung zur Erfüllung eines be-
stimmten Zwecks gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, auch nach-
dem er anfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung
für die Vergangenheit widerrufen werden, wenn die Leistung nicht, nicht
alsbald oder nicht mehr für den im Verwaltungszweck bestimmten
Zweck verwendet wird. Die LMBV mbH zeigte zu den Teilobjekten den
Minderbedarf gegenüber der bisherigen Zuwendung für die Jahre 2019
und 2020 an. Die bewilligte Zuwendung in Höhe des Minderbedarfs be-
nötigt sie nicht mehr für den ursprünglich bestimmten Zweck, der Aus-
führung der Maßnahmen in dem betreffenden Jahr. Vom Auswahler-
messen macht das Sächsische Oberbergamt durch den vollständigen
Widerruf der nicht mehr benötigten Zuwendung Gebrauch. Dem steht
kein mindestens gleichwertiges oder öffentliches Interesse entgegen. Zu
den in Ziff. 1 genannten Teilobjekten ergibt sich der Widerruf aus der vo-
rangegangenen Bewilligung.

Das Sächsische Oberbergamt bewilligt die nicht rückzahlbare Zuwen-
dung nach Ziff. 2 als Projektförderung nach der Haushaltsordnung des 
Freistaates Sachsen (SäHO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. April 2011 (GVBl. S. 153), insbesondere der §§ 23, 44 und 44a in
Verbindung mit dem Fünften ergänzenden Verwaltungsabkommen über
die Regelung der Finanzierung der ökologischen Altlasten (VA Altlasten-
finanzierung) in der Fassung vom 10. Januar 1995 über die Finanzie-
rung der Braunkohlesanierung in den Jahren 2018 – 2022 (VA VI
Braunkohlesanierung) vom 2. Juni 2017. Hierzu stützt es sich inhaltlich
auf die Prüfvermerke der Geschäftsstelle und die Genehmigungen der
stimmberechtigten Mitglieder der Regionalen Sanierungsbeiräte Ost-
sachsen.

Für die Bewilligung wendet das Sächsische Oberbergamt nach Erlass 
des SMWA geltende projektübergreifende Regelungen an. Die Erlassla-
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ge unterteilt förderfähige Maßnahmen nach Fallgruppen, die sich insbe-
sondere wegen der Finanzierungsart und der prozentualen Höhe der 
Anteilsfinanzierung unterscheiden. Der Erlass sichert die Gleichbehand-
lung verschiedener Vorhabenträger.

Die unter Ziff. 2.1. bis 2.3. genannten Teilobjekte bewilligt das Sächsi-
sche Oberbergamt mit einer Anteilsfinanzierung in Höhe von 75 bis 90 
Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. Die Anteilsfinanzierung ent-
spricht der gebietsbezogenen Förderquote nach Richtlinie des SMWA 
zur Förderung der wirtschaftlichen Infrastruktur im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW-
Infra) vom 14. Juli 2015 (SächsABl. S. 1076, Abschnitt VI, Nr. 2a) mit 
gegenüber Abschnitt VI, Nr. 1 Satz 3 um zehn Prozentpunkte geminder-
ten Fördersatz bzw. der gebietsbezogenen Förderquote nach der Richt-
linie des SMWA zur Förderung nach GRW-Infra, Abschnitt VI, Nr. 1 Satz 
3. Die unter Ziff. 2.4. genannten Teilobjekte bewilligt es als Schlüsselpro-
jekt zur Schiffbarmachung mit Vollfinanzierung der zuwendungsfähigen
Ausgaben. Die unter Ziff. 2.5. und 2.6. genannten Teilobjekte bewilligt es
mit einer Vollfinanzierung bis zu einem Betrag von 100.000,00 € und
den diesen Wert übersteigenden Betrag mit einer Anteilsfinanzierung
entsprechend der gebietsbezogenen Förderquote nach der Richtlinie
des SMWA zur Förderung nach GRW-Infra. Das unter Ziff. 2.7. genann-
te Teilobjekt bewilligt es mit einer Vollfinanzierung bis zu einem Betrag
von 300.000,00 € und den diesen Wert übersteigenden Betrag mit einer
Anteilsfinanzierung entsprechend der gebietsbezogenen Förderquote
nach der Richtlinie des SMWA zur Förderung nach GRW-Infra.

Die Bewilligung gilt ansonsten nach den Maßgaben der Projektträger-
vereinbarung zu § 4 VA VI Braunkohlesanierung vom 6. Dezember 
2017.

Die Nebenbestimmungen zur Ziff. 3.1. sind erforderlich, soweit die An-
wendbarkeit der ANBest-P im Einzelfall aufgrund des VA VI Braunkoh-
lesanierung unsachgemäß wäre. Die Regelungen zu Ziffer 3.2. dienen 
der Einhaltung der Freistellungsvoraussetzungen nach Art. 3 der VO 
(EU) 651/2014. Die Regelungen sichern die Vereinbarkeit der festge-
stellten Beihilfen mit dem Binnenmarkt und der Freistellung von der An-
meldpflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV (Notifizierung). Die konkreten 
Regelungen dienen dem rechtmäßigen Vollzug des Art. 1 Nr. 4a) VO 
651/2014 der Kommission und des Art. 56 sowie 56 c der vorbezeichne-
ten VO. Die Nebenbestimmungen zu Ziff. 3.3. und 3.4. gelten aufgrund 
der Verwaltungsvorschriften des Sächsischen Staatsministeriums der
Finanzen zur Änderung der Verwaltungsvorschriften des Sächsischen 
Staatsministeriums für Finanzen zur Sächsischen Haushaltsordnung 
vom 2. Februar 2017 (SächsABl. S. 254). Mit den Regelungen zu Ziffer 
3.5. wahrt das Sächsische Oberbergamt die Interessen des Freistaates 
Sachsen zu dem in zeitlicher Hinsicht wirtschaftlichen Einsatz der Zu-
wendung. Subventionserheblich sind Tatsachen, von denen die Bewilli-
gung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen 
der Zuwendung abhängig sind. Dazu gehören alle Tatsachen, die mit 



dem Antrag und der Bewilligung im Zusammenhang stehen. Das Säch-
sische Oberbergamt weist hierzu auf die Bestimmungen des Gesetzes 
gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventi-
onsgesetz) vom 29. Juli 2016 (BGBl. I S. 2037) in der gültigen Fassung 
hin.

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach den Allgemeinen Bestim-
mungen zum Antragsverfahren für die Förderung von Projekten zur Sa-
nierung ökologischer Altlasten im Bereich Braunkohle („Antragsverfah-
ren Braunkohlesanierung“) in der geltenden Fassung. Die Zuwendung 
ist nur in dem Umfang anzufordern, als sie bis zur nächsten Mittelanfor-
derung für fällige Leistungen benötigt wird. Mittelanforderungen sind 
dem Sächsischen Oberbergamt spätestens 14 Kalendertage vor Fällig-
keit vorzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
bei dem Sächsischen Oberbergamt erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglich-
keiten zur Verfügung.

1. Schriftlich oder zur Niederschrift:
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. Die
Anschrift lautet: Sächsisches Oberbergamt, Kirchgasse 11, 09599 Freiberg.

2. Auf elektronischem Weg:
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter
sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-
Adresse lautet: poststelle@oba-sachsen.de-mail.de

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf

Referatsleiter

Anlagen
Anlage 1 - ZWB Nr. 104 
Rechtsbehelfsverzicht zum ZWB Nr. 104 
Anlage 2 § 44 SäHO

Dieses Dokument wurde elektronisch gezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.
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Anlage 3

Absender:

Lausitzer und Mitteldeutsche
Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH
Knappenstraße 1
01968 Senftenberg

Adressat:

Sächsisches Oberbergamt
Kirchgasse 11
09599 Freiberg

RECHTSBEHELFSVERZICHTSERKLÄRUNG

Datum des Bescheides: 27. Mai 2019

Aktenzeichen: 13-4146/67/17-2019/14951

erhalten am: ............................

Bezeichnung der Maßnahme:

Zuwendungsbescheide des Freistaates Sachsen nach dem
Verwaltungsabkommen VI Braunkohlesanierung (VA VI Braunkohlesanierung)
Haushaltsjahre 2019ff.

Ich /wir erklären, dass ich/wir von dem Inhalt des Bescheides Kenntnis erhalten habe/n
und ohne Einschränkungen in vollem Umfang damit einverstanden bin/sind.

Ich /wir verzichte/n auf die Einlegung des Rechtsbehelfs und mir/uns ist bekannt, dass
dieser Bescheid damit bestandskräftig und unanfechtbar wird.

........................................ ..................................................................
Ort, Datum Unterschrift des Zuwendungsempfängers


